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Zur aktuellen Debatte über
die künftige Finanzierung der Pflegesicherung
Seit 1999 reichen die laufenden
Einnahmen der gesetzlichen Pflege-
versicherung nicht mehr aus, um
ihre laufenden Ausgaben zu decken.
Seit 2002 sind beträchtliche, jährlich
zunehmende Defizite zu verzeichnen
(Abb. 1). Aufgrund der erwarteten
Mehreinnahmen im Umfang von bis
zu 600 Mio. • durch das Ende 2004
beschlossene Kinder-Berücksichti-
gungsgesetz ist zwar für 2005 mit
einem geringeren Defizit zu rechnen,
das in der Folge aber wieder steigen
dürfte. Bereits für 2007 ist nach den
aktuellen Vorausberechnungen da-
her ein Unterschreiten der Mindest-
reserve in der sozialen Pflegeversi-
cherung nicht mehr auszuschließen.
Insbesondere wegen dieser kurzfri-
stigen Entwicklung wird derzeit über
eine Reform der (Finanzierung der)
Pflegesicherung diskutiert. Eine sol-
che Reform ist auch bei langfristiger
Betrachtung dann notwendig, wenn
eine drastische Beitragssatzsteige-
rung verhindert werden, gleichzeitig
aber eine – notwendige – regelmäßi-
ge Anpassung der Pflegeversiche-
rungsleistungen an die Preisent-
wicklung erfolgen soll.
Nachstehend werden zunächst
die Ursachen für die aktuelle Finanz-
entwicklung der Pflegeversicherung
erörtert, um darauf aufbauend die zu
erwartende zukünftige Finanzent-
wicklung zu diskutieren. Vor diesem
Hintergrund werden die aktuellen
Reformvorschläge diskutiert.
Ursachen der
Defizitentwicklung
Die Defizite der Pflegeversiche-
rung haben Ursachen auf der Ausga-
ben- und der Einnahmenseite. Auf
der Ausgabenseite ist zunächst auf
Fallzahlsteigerungen zu verweisen,
die in der Vergangenheit oberhalb
der demographisch bedingten Rate
lagen. Im Wesentlichen dürfte es
sich hierbei immer noch um Einfüh-
rungseffekte eines vergleichsweise
neuen Sicherungssystems handeln.
Aber auch die Verschiebungen im
Inanspruchnahmeverhalten machen
sich hier bemerkbar. So ist der Anteil
der Pflegebedürftigen in vollstationä-
rer Pflege von 1997 bis 2003 von
27,1% auf 31,0% gestiegen, was
Mehrausgaben der Pflegeversiche-
rung nach sich zieht. Bei den Pflege-
bedürfti-
gen in
häusli-
cher
Pflege
wieder-
um ist
der An-
teil der-
jenigen,
die aus-
schließ-
lich das
– niedri-
gere –
Pflege-
geld in
Anspruch nehmen, von 1997 bis
2003 von 77,8% auf 72,2%, also um
mehr als 5 Prozentpunkte, gesun-
ken. Auch hieraus resultieren Mehr-
ausgaben. Mehrausgaben wurden
durch die Bereit- stellung zusätzli-
cher Leistungen für Demente
(Pflegelei-
stungs-Ergän-
zungsgesetz)
und weitere klei-
nere Verände-
rungen im Lei-
stungsrecht
bewirkt. Weiter-
hin ist die vom
Bundesversi-
cherungsamt
monierte Bela-
stung der Pfle-
geversicherung
mit Ausgaben
für (über die
GKV zu finanzierende) Hilfsmittel wie
Spezialbetten, Rollstühle oder Bade-
wannen-Lifter zu nennen.
Auf der Einnahmenseite sind so-
zialrechtliche Veränderungen zu
nennen, die zu geringeren Einnah-
men geführt haben: die Reduzierung
der Beitragszahlungen der Bundes-
anstalt für Arbeit für Arbeitslosenhilfe-
bezieher im Jahr 2000; die im Zuge
der Rentenreform 2000/2001 im Al-
tersvermögensgesetz erweiterten
Möglichkeiten zur Gehaltsumwand-
lung (sogenannte „Eichel-Rente“) mit
der Folge einer Verringerung der bei-
tragspflichtigen Einkommen; die Re-
formmaßnahmen auf dem Arbeits-
markt (Ich-AGs, Mini- und Midi-Jobs).
Die niedrigen Lohnabschlüsse und
die geringen Rentensteigerungen ha-
ben mit zu der geringen Einnahmen-
steigerung beigetragen. Hinzuweisen
ist schließlich auf die konjunkturell
und strukturell bedingte Einnahme-
schwäche der beiden letzten Jahre, die
ihren Beitrag dazu geleistet hat, dass
die Einnahmen von 2001 auf 2002 no-
minal lediglich um 1 % gestiegen und
damit inflationsbereinigt gesunken
sind, während sie sich 2003 sogar
nominal um 0,7 % verringert haben.
Hier schlägt sich der anhaltende Ab-
bau sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigungsverhältnisse auch zugun-
sten von Mini- und Midi-Jobs nieder.
Diese – ähnlich auch in der gesetzli-
chen Krankenversicherung vorliegen-
de – Einnahmeschwäche ist der
Hauptgrund für die negative Finanzent-
wicklung der Pflegeversicherung. Abb.
2, in der die jährliche Veränderung der
Einnahmen und Ausgaben in Prozent
des jeweiligen Vorjahreswertes ent-
halten sind, zeigt nicht nur, dass die
Ausgaben – mit Ausnahme des Jah-
res 2001 – immer stärker gestiegen
sind als die Einnahmen, sondern sie
zeigt auch das niedrige Niveau der –
nominalen! – jährlichen Einnahme-
steigerung.
Insgesamt sind es also weniger
die demographisch bedingten Aus-
gabenanstiege als vielmehr die zu
nicht geringen Teilen „hausgemach-
ten“ Einnahmeprobleme, die die De-
fizite in der Pflegeversicherung verur-
sacht haben. Insofern ist davor zu
Abb. 2: Einnahmen- und Ausgabenveränderung
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Abb. 1: Jährliches Defizit der sozialen Pflegeversicherung
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warnen, alle Probleme ausschließ-
lich oder primär auf den demogra-
phischen Wandel zu schieben, wie
es vielfach in der öffentlichen Dis-
kussion erfolgt.
Die zukünftige
Finanzentwicklung der
Pflegeversicherung
Zur Abschätzung der langfristigen
Finanzentwicklung der Pflegeversi-
cherung sind vor allem die Zunahme
der Zahl der Pflegebedürftigen auf-
grund der demographischen Ent-
wicklung und kontinuierliche Ver-
schiebungen in den Pflegearrange-
ments von der familialen zur profes-
sionellen Pflege als ausgabentrei-
bende Faktoren in Rechnung zu stel-
len. Daneben werden derzeit
insbesondere auch Leistungsver-
besserungen für Demente diskutiert.
Eine solche partielle Leistungsaus-
weitung ist allerdings einmaliger Na-
tur und führt – anders als etwa die
demographischen Veränderungen –
nicht zu regelmäßig weiteren Ausga-
bensteigerungen.
Dass die zunehmende Zahl älte-
rer Menschen zu einer steigenden
Zahl Pflegebedürftiger führt, ist un-
strittig. Das Ausmaß der projizierten
Zunahme der Pflegebedürftigen
hängt allerdings entscheidend von
den gewählten Annahmen ab. So
führen Status quo-Projektionen, die
von einem konstanten alters- und
geschlechtsspezifischen Pflegerisi-
ko ausgehen, zu einer Zunahme der
Zahl der Pflegebedürftigen bis zum
Jahr 2040 von 60-80% des heutigen
Wertes. Allerdings kann weder aus-
geschlossen werden, dass die al-
tersspezifischen Pflegehäufigkeiten
mit steigender Lebenserwartung sin-
ken und sich Pflegebedürftigkeit auf
einen zunehmend geringen Zeitraum
vor dem Tod konzentriert (Kompres-
sionsthese), noch dass diese Pfle-
gehäufigkeiten darüber hinaus durch
verstärkte Präventions- und Rehabili-
tationsanstrengungen gesenkt wer-
den können. Dadurch würde die Zahl
der Pflegebedürftigen schwächer
steigen als bei allein auf Verände-
rungen der Altersstruktur basieren-
den Berechnungen.
Neben einer steigenden Zahl von
Leistungsempfängern ist in der so-
zialen Pflegeversicherung auch eine
Verschiebung im Inanspruchnahme-
verhalten von informeller Pflege
durch Angehörige hin zur Pflege
durch zugelassene Pflegeeinrichtun-
gen zu verzeichnen (s.o.). Unter Sta-
tus quo-Bedingungen ist davon aus-
zugehen, dass der demographische
(sinkendes Familienpflegepotential)
und sozialstrukturelle Wandel (Ver-
änderung von Haushaltsstrukturen,
steigende Opportunitätskosten der
Pflege durch steigende Frauener-
werbstätigkeit, Veränderungen im
Generationenverhältnis mit rückläufi-
ger Pflegebereitschaft) zu einer Ver-
festigung dieses Trends führen dürf-
te. Allerdings bestehen auch hier
Möglichkeiten, derartige Entwicklun-
gen durch Förderung „gemischter
Pflegearrangements“ und gezielte
Maßnahmen zur Unterstützung pfle-
gender Angehöriger zu verlangsa-
men oder gar zu stoppen.
Wird hingegen vom Status quo
ausgegangen, führen die demogra-
phischen Veränderungen – nach
Auslaufen aller Einführungseffekte –
zu einer jährlichen Fallzahlsteige-
rung von 1 - 1,5 % und damit ent-
sprechenden Ausgabensteigerun-
gen. Die fiskalischen Effekte der
veränderten Inanspruchnahme dürf-
ten dagegen – selbst ohne gezielte
gegensteuernde Maßnahmen – ein
Ausgabenwachstum von weniger als
0,5 % nach sich ziehen. Bereits eine
nominale jährliche Steigerung der
Gesamtsumme der beitragspflichti-
gen Einnahmen von 2 % wäre damit
mittel- und langfristig ausreichend,
um die Pflegeversicherung bei ei-
nem konstanten Beitragssatz von  –
wie gegenwärtig – 1,7 Beitragssatz-
punkten zu finanzieren. Alle derzeiti-
gen Prognosen weisen für die Lohn-
entwicklung als Hauptdeterminante
der Gesamtsumme der beitrags-
pflichtigen Einnahmen aber deutlich
höhere Steigerungen aus, so der Be-
richt der nach ihrem Vorsitzenden
auch als Rürup-Kommission be-
zeichneten Nachhaltigkeitskommis-
sion beispielsweise einen Wert von
2,6% (für den Zeitraum bis 2010)
bzw. von 3 % (für 2010 bis 2040‘).
Das Problem der langfristigen Finan-
zierung der Pflegeversicherung liegt
somit weniger in der Finanzierung
der derzeitigen nominal fixierten Lei-
stungen, die mittel- und langfristig
beim bestehenden Beitragssatz
möglich ist – wenn der Abbau sozial-
versicherungspflichtiger Arbeitsplät-
ze gestoppt werden kann. Problema-
tisch wird die Finanzierung der
Pflegeversicherung dagegen insbe-
sondere dann, wenn die Leistungs-
sätze regelmäßig angepasst (dyna-
misiert) werden – was aber
zwingend erforderlich ist, soll das
System nicht durch eine schleichen-
de Entwertung seiner Leistungen
diskreditiert werden und zu steigen-
der Eigenfinanzierung und Sozialhil-
febedürftigkeit führen. Denn bleiben
die Leistungen der Pflegeversiche-
rung nominal konstant – wie sie es
bereits seit 10 Jahren sind –, sinkt
ihr realer Wert kontinuierlich und bei
steigenden Pflegekosten wird durch
die Pflegeversicherung von den Pfle-
gekosten immer weniger gedeckt.
Damit ist aber klar, dass eine Re-
form der Pflegeversicherung notwen-
dig ist. Diese kann an der Ausga-
benseite ansetzen und durch
Prävention und Rehabilitation die
Zahl der Pflegebedürftigen beeinflus-
sen, durch Unterstützung pflegender
Angehöriger das Inanspruchnahme-
verhalten stabilisieren und/oder ver-
suchen, generell durch Anpassun-
gen des Leistungsrechts neue
Pflegearrangements zu erzeugen.
Erforderlich ist aber auch eine Dyna-
misierung der Leistungssätze. Zum
anderen kann sie an der Einnahme-
seite anknüpfen und versuchen,
mehr Ressourcen für die Pflegever-
sicherung zu mobilisieren. Im Fol-
genden wird lediglich der letzten
Frage nachgegangen und diskutiert,
welche Alternativen zur Weiterent-
wicklung der Finanzierung der Pfle-
gesicherung verfolgt werden sollten.
Die nicht minder wichtigen Hand-
lungsoptionen auf der Ausgabensei-
te bleiben hier lediglich aus Platz-
gründen ausgespart.
Finanzierungsalternativen
der Pflegesicherung
In der Diskussion um die zukünf-
tige Finanzierung von Pflegeleistun-
gen können grundsätzlich drei alter-
native Optionen zur Weiterentwick-
lung unterschieden werden, die je-
weils noch einmal verschiedene Un-
terformen aufweisen:
• ein steuerfinanziertes Bundeslei-
stungsgesetz für finanziell Bedürfti-
ge,
• eine kapitalfundierte (private) Pfle-
gepflichtversicherung und
• die Fortentwicklung der bestehen-
den umlagefinanzierten Pflegever-
sicherung durch Einführung
regelgebundener Leistungsdyna-
misierung und die Sicherstellung
zugehöriger zusätzlicher Einnah-
men. Hierbei können dann auch
ergänzende steuerfinanzierte und/
oder kapitalfundierte Elemente be-
rücksichtigt werden.
Von der Umstellung auf ein steu-
erfinanziertes Leistungsgesetz, das
Leistungen je nach Bedürftigkeit ge-
währt, erhoffen sich die Anhänger
dieses Vorschlags die Etablierung
eines umfassenden Pflegebegriffs,
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die Gewährung bedarfsdeckender
Leistungen für die Anspruchsberech-
tigten, Einsparungen von Verwal-
tungskosten durch Abschaffung von
Pflegekassen und MDK, die Über-
windung von Schnittstellenproble-
men mit der kommunalen Altenhilfe,
Sicherstellung des Interesses der
Kommunen an einer effektiven und
effizienten Pflegelandschaft wegen
des Eigenfinanzierungsanteils und
schließlich als Hauptargument die
Entlastung der Lohnnebenkosten
durch die Steuerfinanzierung.
Die immanente Prüfung zeigt,
dass keines dieser Argumente einer
näheren Überprüfung standhält. Zu-
dem ist auf zwei Nachteile und Risi-
ken hinzuweisen: Mit einem Pflege-
leistungsgesetz wird ein Zwei-
Klassen-System geschaffen, das
einen umfassenden und über das
bisherige Maß hinausgehenden Lei-
stungsanspruch für finanziell Bedürf-
tige, gleichzeitig aber keinen An-
spruch für Einkommensstärkere
vorsieht. Eine derartige Konstruktion
ist leistungsfeindlich, da Vorsorge
„bestraft“ wird. Durch die Begrenzung
des Leistungsanspruchs auf den
bedürftigeren Teil der Bevölkerung
wird das Pflegerisiko von einem „all-
gemeinen Lebensrisiko“ letztlich
wieder zu einem Restrisiko degra-
diert, das nicht in gleichem Maße
umfassend abgesichert werden
muss wie etwa das Krankheitsrisiko
– also eine Situation ähnlich wie vor
Einführung der Pflegeversicherung.
Im Hinblick auf die Regelmäßigkeit
des Mittelzuflusses ergeben sich
ebenfalls Probleme: Steuerfinanzier-
te Fürsorgesysteme stehen immer
unter einem Finanzierungsvorbehalt;
angesichts leerer öffentlicher und
gerade auch kommunaler Kassen
ist eine Finanzierung von Pflegelei-
stungen im vorgesehenen Maße da-
her mehr als fraglich.
Auch zum Umstieg auf eine kapi-
talfundierte private Pflegeversiche-
rung gibt es eine umfangreiche und
kontroverse Debatte. An dieser Stelle
soll lediglich die Frage der Realisier-
barkeit behandelt werden. Allen Vari-
anten des Vorschlags (sofortiger
Umstieg, „Auslaufmodell“ und „Ein-
friermodell“) ist gemeinsam, dass
der aktuellen Beitragszahlergenerati-
on eine Zusatzbelastung auferlegt
wird, da sie sowohl die Leistungen
für die aktuell Leistungsberechtigten
finanzieren als auch für eigene An-
sprüche einen Kapitalbestand auf-
bauen muss. Damit werden zukünfti-
ge Lasten in die Gegenwart
gezogen. Es kommt somit zu einer
intertemporalen Lastverschiebung,
die auch zu einer Veränderung der
intergenerativen Verteilung führt. Ob
dies angesichts der derzeitigen öko-
nomischen Situation sinnvoll ist,
kann bezweifelt werden, zumal
gleichgerichtete Effekte auch in der
Alterssicherung ausgelöst werden.
Vielmehr führen derartige Vorschläge
regelmäßig zu Beitragsbelastungen,
die beispielsweise von der Nachhal-
tigkeitskommission nicht zu unrecht
als untragbar angesehen wurden.
Insbesondere ein sofortiger Umstieg
ist deshalb zu verwerfen. Auch die
sanftere Variante des „Auslaufmo-
dells“, bei dem nur der jüngere Teil
der Bevölkerung aus der umlagefi-
nanzierten Sozialversicherung her-
ausgelöst und in eine kapitalfundier-
te Privatversicherung überführt wird,
gebiert aber erhebliche Härten, für
Rentner wie für die Jüngeren, die
dem Kriterium einer sozialverträgli-
chen Beitragsbelastung widerspre-
chen. Lediglich ein „Einfriermodell“,
wie es vor kurzem von der Privaten
Krankenversicherung vorgestellt wur-
de, kann bei konstantem Beitrag zur
gesetzlichen Pflegeversicherung und
zunächst nur moderatem Beitrag zur
privaten Zusatzversicherung finan-
ziert werden. Für diese zunächst nur
geringen Prämien zur Zusatzversi-
cherung lohnt sich aber der Aufbau
eines eigenen Versicherungssy-
stems nicht. Eine Leistungsdynami-
sierung im bestehenden System ist
dem daher überlegen.
Bei Erhalt, Weiterentwicklung und
Leistungsdynamisierung der beste-
henden umlagefinanzierten Pflege-
versicherung als dritter Reformoption
müssen zusätzliche Finanzmittel zu-
geführt werden. Als Optionen dafür
werden diskutiert
• ein steuerfinanzierter Bundeszu-
schuss,
• ein Zusatzbeitrag für Kinderlose,
• ein Zusatzbeitrag für Rentner („in-
tergenerativer Lastenausgleich“),
evtl. gekoppelt mit obligatorischer
Privatvorsorge für Jüngere,
• ein steigender Beitragssatz und
• die Einführung von „Elementen ei-
ner Bürgerversicherung“.
Steuerfinanzierte Zuschüsse für
ein Sozialversicherungssystem be-
dürfen einer Begründung. Diese ist
etwa in der Rentenversicherung dar-
in gefunden worden, dass im Versi-
cherungssystem Leistungen ge-
währt werden, die eher den allge-
meinen Staatsausgaben zuzurech-
nen und daher ohne eine Aus-
gleichszahlung im Sozialversiche-
rungssystem fehlfinanziert sind. Eine
solche Fehlfinanzierung von oft auch
als „versicherungsfremd“ bezeichne-
ten Leistungen könnte in der Pflege-
versicherung in der beitragsfreien
Mitversicherung von Kindern gese-
hen werden. Ausgehend von Lei-
stungsausgaben für Kinder etwa in
Höhe von 5% aller Leistungsausga-
ben ließe sich ein steuerfinanzierter
Zuschuss in ähnlicher Höhe rechtfer-
tigen. Weitere Einnahmen könnten
im Bereich der bislang beitragsfreien
Mitversicherung für Ehegatten gene-
riert werden.
Durch Einführung der Pflegever-
sicherung im Umlageverfahren sind
die „pflegenahen Jahrgänge“ in den
Genuss einer Absicherung gekom-
men, ohne die im ausgereiften Sy-
stem üblichen jahrzehntelangen Vor-
leistungen. Diese  Einführungsge-
winne können zur Rechtfertigung ei-
nes Zusatzbeitrages für Altersrentner
herangezogen werden. Dabei ist zu
unterscheiden, ob dieser zeitlich be-
grenzt und auslaufend oder dauer-
haft erhoben werden soll. Im zweiten
Fall könnte durch eine gleichzeitige
obligatorische Vorsorge der Beschäf-
tigten in einem kapitalfundierten Sy-
stem erreicht werden, dass diese
Jahrgänge dann nicht zu stark getrof-
fen werden, wenn sie ins Rentenal-
ter kommen. Letztlich ist dies die ein-
zige Variante, bei der Elemente der
Kapitalfundierung in die Pflegeversi-
cherung eingeführt werden könnten,
ohne die aktive Erwerbsgeneration
zusätzlich zu belasten. Allerdings
muss diese Maßnahme einer Zu-
satzbelastung Älterer im Kontext der
gesamten Alterssicherung gesehen
und diskutiert werden. Angesichts
der kürzlich beschlossenen Bela-
stungen der Rentner in der Renten-
versicherung – etwa durch die allei-
nige Übernahme der Beiträge zur
Pflegeversicherung, die aber keine
Maßnahme zur Entlastung der Pfle-
geversicherung, sondern lediglich
eine verdeckte Rentenkürzung war –
und vor allem angesichts der drasti-
schen Niveausenkung in der Ren-
tenversicherung durch die Gesetze
der Jahre 2001 und 2004 würde eine
weitere Belastung zu Überforderun-
gen führen, auch wenn die Bela-
stung der Rentner zugunsten der
Pflegeversicherung vergleichsweise
leicht zu begründen wäre. Damit wird
zugleich deutlich, dass Reformmaß-
nahmen in einem Bereich – wie hier
der Pflegeversicherung – nicht los-
gelöst von der Entwicklung in ande-
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ren Bereichen gestaltet werden dür-
fen.
Ein steigender Beitragssatz in der
Pflegeversicherung würde Rentner
und Beschäftigte an den steigenden
Pflegekosten beteiligen, aber auch
zu steigenden Lohnnebenkosten
führen. Eine moderate Beitragssatz-
steigerung erscheint bei konstantem
Arbeitgeberanteil jedoch vertretbar,
eine alleinige Schließung der Finan-
zierungslücke durch einen steigen-
den Beitragssatz dagegen nicht
sinnvoll.
Bürgerversicherungselemente
zielen zum einen darauf ab, im der-
zeitigen System bestehende Un-
gleichbehandlungen abzubauen, die
etwa darauf beruhen, dass nur Ar-
beitseinkommen und Lohnersatzlei-
stungen beitragspflichtig sind, nicht
aber Kapitaleinkommen, so dass
Versicherte mit gleichem Einkom-
men unterschiedliche Beiträge zah-
len müssen (horizontale Ungleichbe-
handlung) und – durch die Anhebung
der Beitragsbemessungsgrenze –
die vertikale Umverteilung (von Ein-
kommensstarken zu Einkommens-
schwachen) zu stärken. Ein Element
der Gleichbehandlung kann zudem
darin gesehen werden, dass auch
die bislang privat Versicherten an der
in der Sozialversicherung realisier-
ten Umverteilung beteiligt werden.
Zugleich soll die Einführung von Bür-
gerversicherungselementen aber
zusätzliche Einnahmen generieren
und damit zur Lösung der Finanzpro-
bleme in der Pflegeversicherung bei-
tragen. So führt die Einbeziehung
weiterer Personenkreise in die Pfle-
geversicherung grundsätzlich auch
zu Mehrausgaben. Eine Verbesse-
rung der Finanzsituation erzielt die
soziale Pflegeversicherung daher
nur insoweit, wie es sich bei den
neuen Versicherten um „gute Risi-
ken“ mit überdurchschnittlichen bei-
tragspflichtigen Einkommen und/
oder unterdurchschnittlichen Kosten
handelt. Bei der Ausweitung des ver-
sicherungspflichtigen Personenkrei-
ses tauchen weiterhin Übergangs-
probleme auf, da die Mitglieder der
privaten Pflegepflichtversicherung
womöglich einen Bestandsschutz für
ihre Verträge reklamieren können,
die private Pflegepflichtversicherung
andererseits aber auch in ihrem Be-
stand gefährdet wird, wenn nach-
wachsende Kohorten geschlossen
in die soziale Pflegeversicherung
eintreten (müssen). Eine Einbezie-
hung weiterer Einkommensarten in
die Beitragspflicht führt dagegen
ebenso wie die Anhebung der Bei-
tragsbemessungsgrenze zu Mehr-
einnahmen, denen keine Mehraus-
gaben gegenüberstehen, sie sind
daher fiskalisch grundsätzlich attrak-
tiver. Allerdings ist zunächst darauf
hinzuweisen, dass die sich am Ein-
kommensteuergesetz orientierende
Einbeziehung weiterer Einkommens-
arten zu erheblichen Praktikabilitäts-
problemen führen dürfte, deren Lö-
sung nur mit entsprechendem
Verwaltungsaufwand möglich ist.
Bürgerversicherungselemente kön-
nen zudem jeweils nur einmal einge-
führt werden, sind also nicht geeig-
net einen kontinuierlich wachsenden
Finanzbedarf dauerhaft zu befriedi-
gen. Insgesamt ist hier das Haupt-
problem von Bürgerversicherungs-
elementen zu sehen: Ihre fiskalische
Ergiebigkeit ist letztlich begrenzt.
Fazit
Alle gegenwärtig diskutierten Op-
tionen der Pflegesicherung weisen
Vor- und Nachteile auf, so dass kei-
ne bedingungslos zu befürworten ist.
Von den drei großen Optionen ist al-
lerdings der Dynamisierung im be-
stehenden System gegenüber dem
Übergang zu einem steuerfinanzier-
ten Leistungsgesetz oder dem Um-
stieg auf ein kapitalfundiertes Sy-
stem der Vorzug zu geben. Um
weitere Ressourcen für die Sozial-
versicherung zu erschließen, spricht
einiges dafür, eine Mischstrategie
einzuschlagen, bei der verschiede-
ne, miteinander kompatible Elemen-
te kombiniert werden. Durch Kombi-
nation von steuerfinanziertem
Bundeszuschuss, steigendem Bei-
tragssatz, ggf. Elementen einer Bür-
gerversicherung und ggf. einem Zu-
satzbeitrag für Ältere (mit
obligatorischer Vorsorge für Jüngere
zur späteren Finanzierung dieses
Zusatzbeitrags) kann eine dauerhaf-
te Leistungsdynamisierung im Sy-
stem gewährleistet werden, die ord-
nungstheoretisch kompatibel ist und
sozial nicht akzeptable Belastungen
vermeidet. Betont sei jedoch noch-
mals, dass es dringend erforderlich
ist, Reformmaßnahmen nicht isoliert
für einen Bereich vorzubereiten, son-
dern dies bereichsübergreifend zu
tun, wobei insbesondere Regelun-
gen in den Bereichen Alterssiche-
rung, Kranken- und Pflegeversiche-
rung sowie der Besteuerung
hinsichtlich ihrer Wirkungen für die
verschiedenen Personengruppen
sorgfältig zu beachten sind und eine
realistische Einschätzung der durch
die Maßnahmen zu erwartenden Wir-
kungen erfolgt.
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